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ZUKUNFTSCHANCE FREIHEIT 

Liberales Manifest der F.D.P.-Länderverbände der DDR 

(beraten auf dem Gründungsparteitag der F.D.P. am 4.2.1990 in Berlin) 

I. FRElliEIT !Sr UNSER 1IlJF1'Rl\G 

Unser Land steht vor der großen ~ausfordenJng: Den \lEg in die D6I0kratie lIDter 

den Bedingungen der :industriellen Revolution. Noch scheint dieser \lEg versperrt 

durch das Erbe überlebter Gesellscha:ftsstrukturen. 

Gegen alle ZUkunftsängste setzen die Liberalen das vertrauen in die Fähigkeit 

des 1"Enschen. aus eigerEr Verant::Klrtung eine freie. friedliche und sozial ge­

rechte 'IElt zu gestalten. Nie zuvor waren die MrSglichkeiten für eine ZUkunft mit 

nehr persCnlicher Freiheit größer als heute. IXx::h lIDSere Gesellschaft steckt in 

einer Krise der Institutionen und \<Ertorientierungen. Der ~ steht vor den 

SCheIDen einer Politik.. die das Glück der l"Enschen durch Gleichmacherei zu er­

zwingen suchte. damit die Entfaltung der Individualität mündiger Bürger bis zur 

Unverträglichkeit einschränkte und Millionen in die Flucht in den westen trieb 

und :inner noch treibt. 

Die etablierten Parteien der DDR, aber auch ein Teil der ~tiooellen Partei­

en und ~ierungen. sehen den Ausweg aus dieser Situation in einer "erneuerten 

DDR". einen Konglrnerat aus Sozialismus und Marktwirtschaft. Dafür gibt es in 

der 'IElt kein funktioniererDes Vorbild. Eine Vereinigung des deutschen Volltes 

auf dan Gebiet der DDR und B.lndesrepIDlik Deutschland wird erst an das verneint­

lich erfolgreiche Ende einer solchen Entwicklung gestellt. 

Wir Liberalen wollen eine Politik.. die den einzelnen in den Mittelpmkt von 

Staat. Wirtschaft und Gesellschaft stellt und die größtm'igliche Freiheit jedes 

einzelnen Bürgers verwirklicht. Eine Politik.. die alles Heil zuerst im Staat 

sucht. kann die Zukunft nicht bewältigen. 

Wir machen Ernst mit dan Kanpf gegen BUrokratie. Bevormundung. Vorurteile und 

Gängelei. gegen die Freiheit:svenEigerung von rechts und links. gegen k0nserVa­

tives und sozialistisches Ordnungs- und Pl.anungsdenken. 

Nur eine konsequente Politik. für die Freiheit des einzelnen sorgt auch für die 

Fte:iheit der vielen. ~ selbst wirklich frei ist. wird den not:w2ndi.gen Respekt 
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vor der Freiheit der anderen entwickeln. wird zu einer aktiven Toleranz fflhig, 

die nicht nur leben läßt. saDern durch eigenes Hameln zur Beseitigung von Be­

vormundung und l\bhängigkeiten. zun lIliJau von Vorurteilen und zur glei.chberech-­

tigten Teill1abe aller beiträgt. 

Wir sagen dan Bürger: Es gibt keine Freiheit dme Bindung. Persi'nliche Freiheit 

und soziale Verant::Klrtung sind lIDtrennbar . ZUr Freiheit geb:')rt die Bereitschaft 

des einzelnen. für sich und andere Verant::Klrtung zu UbernilinEn und Leistung zu 

erbringen. Die Freiheit des einzelnen ist gercllE in der heutigen Zeit des Struk­

turwandels und der großen technischen Neuerungen der AusgangspJnkt dafür. daß 
lIDSere Gesellschaft sich frei. offen und solidarisch entwickeln kann. Nur wenn 

sich Leistung für den einzelnen lohnt. kann die soziale Sicherheit für alle fi­

nanziert \erden. 

Die Liberalen sind es. die den Rechtsstaat am besten verteidigen und \Eiter ent­

wickeln können. Nach Jahrzehriten einer das Individium verachtender Diktatur ist 

die Wächterstellung der Liberalen der Schlüssel zu einer daIokratischen Zukunft. 

sonst bleiben die Bürgerrechte auf der Strecke. sonst \erden Bürger und Frei­

heitsrechte Sozialutopien oder autoritären Staatsdenken geopfert. 

Mit diesem gesellscha:ftsplitischen Manifest knüpft die F.D.P. an die Freiburger 

Thesen ihrer SChIo.esterpartei in der B.lndesreIrl>lik Deutschland von 1971 an - das 

Progrcmn größtm'iglicher Freiheit des einzelnen I't!nschen. seiner WUrde und 

8ellJstbestiImung in Staat. Wirtschaft und <=esel 1schaft - und gibt liberale Ant­

worten auf neue ~ausfordenJngen. 

Der Staat wird sodll als Garant der individuellen Freiheit als auch der Gerech­

tigkeit im Sinne eines freiheitlichen Sozialstaates verstanden. Der einzelne ist 

nicht nur als isoliertes Individium. sondern zugleich in seiner Identität zu 

sehen. 

Wir rufen alle dazu auf. mit \IDS gBIEinsam fQr nehr Freiheit und nehr I.ebens­

chaocen. für den inneren und den äußeren Frieden in unseran Land zu mtpfen­

derm dme Frieden ist alles nichts. Die ZUkunft ist nicht unabänderlich. wir 

können und wir wollen sie im liberalen Sinn gestalten. 

Ein friedliches. vereintes Deutschland im }Erzen ];illqlas kann eine Pi.onie:rrolle 
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beiIn AtUau internationaler Spannungen und bei der SChaffung einer reuen. gerech­

ten 'tElt:wirt:schaItsordnung leisten und damit die IlDralische SChuld der Vergan­

genheit als verursacher Z\Eier 'tEltkriege bei den Völkern der 'tElt abtragen. 

II. QI1IlID;N UND GEFAHREN UNSERER ZUI<UNFl' 

Viele ~atiooen bestinnEn das Denken über unsere Zukunft. Optimist.i..sdEn 

ZUkunftsbildern stehen zahllose düstere Visiooen gegenüber. Viele Voraussagen 

leiden darunter. daß sie den gestaltenden rrenschlichen Eingriff vemaehlassigen 

und Mutig nur schematische Fortschre:ibungen der Gegenwart darstellen. 

Die schnellen wissenschaftlichen-technischen Entwicklungen verande:rn W:i.rt:schaft 

und Gesellschaft grund1egerxj. Sie schaffen reue W:i.rt:schaftsst:rukt:uren und enn5g­

liehen inner effizientere und arbeit.skraftsparend Produkticnsverfahren. die 

zugleich rdJstoff- und unw:llt..sch::l'lende sind. Der internationale 'iEtt1:Jel.eID 

zwingt zu inner reuen techoologischen Spitzenleistungen. Die vemcintlichen und 

tatsachlichen Gefahren rroderner Technologien lösen ZUkunftsängste aus. Die Be-­

herrschbarkeit heutiger und künftiger Technik und ihre ethischen D:illensiooen 

~ zu zentralen Herausforderung und ZUIlI Mittelp.mkt der gesellschaftlichen 

Diskussicn. 

Die ArtJeit und ihre Bedeutung :im Leben der foa1schen waOOelt sich. Die t:.echniscb:! 

Entwicklung verimdert die ArtJeit in zeit. Inhalt und J\bläufen. Die Chancen für 

eire individuellere Gestaltung der ArtJeit ~ größer. Gleichzeitig wird die 

starre Trennung val lernen. ArtJeit und Ruhestand inner weniger den IIEIlSchlichen 

und w:irt:schaftlichen Bedürfnissen gerecht. Die foa1schen wollen sich zunehnend 

auch außerbalb des ArtJeitslebens verwirklichen. 

Die sozialen Strukturen verandern sich durch die schnelle Entwicklung der Pnr 

dukticns- und Infonnaticnstechniken und durch den !3ewußtseinswandel. Die Gefah­

ren der Vereinsamung. der Bevo~ und des Mißbrauchs sind größer geworden. 

Der Bedeutungsverlust herkännlicher sozialer Binjungen scw.i.e wachsender Gn1WerJ.­

egoismus sind ursachen für die AlIJalIIe zw:i..sc:hennEncher Krnmunikaticn. für 

Einsamkeit und Vereinzelung. 'iErte wie Liebe. Mitleid. ZUEndung. ToleranZ und 

gegenseitige 1lchtung kämen geschwächt~. l\ggreSsivität, Vorteilsdenken und 

MJ.tlosigkeit hingegen an Bedeutung gewinnen. 
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Trotz wachsender Anstrengungen:im Uiw:lltschutz besteht die Gefifurdung unserer 

natürlichen Iebensgrundlage weiter. Das steigende Uiw:lltbewußtsein führt dazu. 

daß die foa1schen auch :im persönlichen Bereich ihr Verhalten ändern. Die Bereit ­

schaft wachst. sich für praktische Verbesserungen der Uiw:llt persönlich einzu­

setzen. Der \IIEnsch begreift sich inner IIEhr als ein Teil der Natur und erkennt 

inner stärker die kanplexen Verretzungen in unserer Uiw:llt. J\ber zugleich stößt 

der einzelne wie der nationale Staat zunehnend an die Grenzen der eigerEIl Ge­

stalt:ungrniJglichkeiten. 

Regionale und 'IelTheite. soziale und w:irt:schaftliche Ungleichgewichte zwischen 

den Industrielandern. aber vor allen zwischen Industrie- und Entwicklungsländern 

nehrren zu. 'iEttrusten und eire hohe Ausl.andsverschuldung gefährden die Entwick­

lungsländer ebenso wie Eillopa. Kriege, Bev6lkerungsexplosiooen. Hungerkrisen und 

ökologische Fehlentscheidungen in der Dritten 'tElt ebenso wie Verteilungsl«n­

llikte in Entwicklungslandern und zwischen den amen und reichen ranrem. berüh­

ren uns inner IIEhr und verlangen ein U!denken auch in den Industrielandern. 

Diese Herausforderungen kämen nur val aktiven. veränderungsbereiten und offerxm 

Gesellschaften bewältigt ~. 

III. ME1IR. FRRIHJITr UND ~ IN AI.Im LEIIDIISI<REISE 

Wir müssen die polit.i..sdEn Voraussetzungen für den übergang val einer sozialis­


t.i..sdEn Gesellschaft der BevoIIllllndung zu einer am \töJl des e:inzelren orientier­


ten und dezentralisierten GaIEinschaft schaffen. In ihr hat der einzelne den
 

Freiraum zur sinnvollen Lebensgestaltung. zur selbsthilfe. zur Nachbarschafts­


hilfe. zur Eigenverantw:>rtung und Mitsprache. Die Liberalen fordern ZUIlI Mut auf.
 

die Vernunft zu gebrauchen. zun lölJt. sich der ZUkunft zu stellen. Der Angst vor
 

den Fortschritt. den Zögern und ZimErn und den Wunsch nach Schutz durch einm
 

alJmächtigen Staat setzen wir eire Gesellschaft aktiver Bürger entgegen. die die
 

Gestaltung des eigerEIl Lebens und der Gesell schaft selbstbewußt in die Hand. neh­


Irell.
 

Freiheit ist nie endgültig sicher. Sie ist inner wieder 

die erst durch

GleiclInacherei und Bevornun-

.... 

und überall reu zu er­


streiten und zu sichern. Das gilt gerade für eire Gesel.1Bchaft.
 

eire friedliche Revoluticn einen auf UnterdJ:ückung.
 

- 5 ­

, 1 __ 
, ­

. ~."')"3ti&t1"i&M 



- 5 ­

dung aufgerichteten Staats- und Parteiawera,t niederringen IIIlJßte. Wir w:>llen die 

größtllilglicre Freiheit des einzelnen und die daraus ena:hsende Verant:wort:ung 

für die Gesellschaft. Lesha1b gehen wir bei unseren polit.i.scren Jlntw:>rten val 

den Iebenskrei.sen des einzelnen aus: 

- seiner Persönlichkeit. 

- seiner Beziehung zur Natur. 

- seinen Tätigkeiten. 

- seinEm sozialen Unfeld und 

- seiner Stellung gegenüber Institutionen und Staat. 

Die Freiheit des einzelnen hG\t dort ihre Grenzen, w:> die Freiheit anderer beein­

trächtigt wird. 

Liberale Politik will Freiheit und Selbstbestilmung in allen lebenskreisen­

denn Freiheit ist unteilbar. 

1. DER EINZE[NE UND SEINE PERSC.".NLICHKEIT 

Jeder ~ braucht eiIEn unverletzbaren privaten Bereich. den er selbständig 

gestalten karm. 

Der einzelne braucht GaIeinschaft. aber auch eine geschützte Privat;spläre. Sein 

persäilicher Freiraum lIIlJß gegen die Bevonnundung und EiIInischung des Staates und 

gesellschaftlicrer GruWen gesichert und ausgebaut werden. Deshalb rnüssen die 

klassischen liberalen Grund- und lIB1schenrechte in einer Verfassung festge­

schrieben und ihre Einhaltung durch eine unalilängige Rechtssprechung überwacht 

werden. 

Der einzelne lIIlJß sich frei und llI1ÜbenJacht beEgen kä1ren. DBn Druck zur unifor­

mität setzen die Liberalen das Recht auf Individualität entgegen. Jeder lIIllß sei­

ne U!benswei.se frei und dme Diskrim:ini.erun wählen kämen. Nicht der Staat, 

nicht eine Partei. sondern die Bürger selbst sollen ihr leben gestalten, un so 

in persCnlichen, frei gewählten Bindungen ihre I.ebenscharr.en lfehmelIIel und zur 

Entwicklung des GaIei:nwesens beitragen kämen. 
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Die Fortentwicklung der l'Edien soll nehr KamuJnikation und ~elfalt 

bringen. Wir w:>llen v.eder l'Ediermnnopole noch den Staat oder einer Partei hörige 

l'Edien. 

Nicht der Staat, sondern der einzelne Bürger soll entscreiden, was er sehen. 

hören und lesen will. Der l'o'Edienbereich ist deshalb val staatlichen Ge- und Ver-­

boten, aber auch von Einfluß politiscrer parteien rröglichst ~t:gehend freizu­

halten. 

N;)t:1oeJdig sind Rahnenbedingung, die ein Gleichgewicht zwischen freier Presse, 

öffentlichen Anstalten, aber auch privaten Anbietern herstellen. l'Edienvielfalt 

wird Freiheit, Selbstbestilmung und Selbstverant:wort:ung des einzelnen stärken 

und nehr Mitwirkungschancen schaffen. 

~achtendeDarstellungen und politiscre Einseitigkeit müssen vor allan 

durch Selbstkontrolle in den verschiedenen l'o'Edienbereichen bekämpft werden, die 

viel wirksarrer als der Staat für eiIEn ethischen M:iIrestrahllEn sorgen karm. 

Die freie Entfaltung der Persönlichkeit lIIllß durch Vielfalt in der Bildung und 

gerechte Chancen zur Entwicklung individueller Neigungen und Begabungen unter­

stützt werden. 

Bildung ist ein \\ert für sich. Sie ist Bürgerrecht und Aufstiegschance zugleich. 

Nicht mrr formale Wissensvennittlung und Ausbildung, soodern ebenso Erti.ehung 

zur Freiheit, Toleranz und Selbstverantw:>rtung, zu Kreativität und darDkrati­

sehern Verhalten ist das liberale Bildungsziel. InOOktrination hat in eiren frei­

heitlichen Bildungssystan keinen Platz. 

Das Bildungswesen braucht den freien wettbewert> der Ideen. Wir w:>llen 0Jancen 

auch für freie Bildungstrager. 

Die Gängelung in SChulen und Ibchschulen lIIllß abgebaut und die Selbstbestilmung 

der Eltern. lehrenden und I.enJenden vertJessert werden. Der freie Zugang zu allen 

Bi..ldungseinritungen lIIlJß gewährleistet sein. Eine fachlich qualifizierte Aus­

bildung und die Befähigung des einzelnen. sein leben und seine U1lo'elt aktiv mit­

zugestalten, sind Ziele der Liberalen. 
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Für die Liberalen sind Breiten- und Ibchbegabungsförderung unerläjHich. Q1an­

cengleichheit heißt gleiche Chancen am Start. nicht Garantie der Erfolgsgleich­

heit am Ziel. Angesichts des Vordringens neuer Technologien lIUlj3 für jeden die 

Charx:e eröffnet werden. an einer qualifizierten. allg6leillen beruflichen und 

innerbetrieblichen \teiterbildung t:ei.lzunehnen. 

Zur Aufholung des technologischen Rückstands und als Voraussetzung für den Cber­

gang zur sozialen Marktwirtschaft sind dazu unfassende neue Mjglichkeiten zu J 
erschließen· 

,J 
Wir w:>llen nehr Freil1eit für die Kultur. 

Der liberale Staat enthalt sich jeder BevonmJIrlmg und greift nicht zensierend 

in das Kunst- und Kulturleben ein. Er gibt Raun für neuartige und experinEntelle 

KulturfoIIlEIl. Er unterstützt die freie Initiative auch aL$ertJalb staatlicher 

Kultureinricht:ungen. Kunst und Kultur gewinnen zunehneOO an Bedeutung für I.e­

bensertüllung und 8elbstfurlmg - auch in neuen FOIIlEIl aL$ertJalb traditiooellen 

Kult:urbegriffes. Liberale werden dazu beitragen. daß die RahITenbed:ingu für 

Kunst und Kultur weiter verbessert werden. 

2. DER EINZErnE UND SEINE ~T 

~ Aufklärung und Mitgestaltunq des einzelnen. aber auch vort>ildliches Handeln 

des Staates müssen bewirken, daß sich die l>'enSChen als Teil der Natur vestehen. 

Nicht = der Staat und die Wirtschaft. sooden1 auch der e:inzelIE Bürger steht 

in der ökologischen VeralIa.ortung. Er lIUlj3 dava1 überzeugt werden. daß eine funk­

tiaJsfähige Natur Voraussetzung für rrenschliches leben und Überleben ist. Denn 

= darm werden aus eigenen Antrieb die ooOEndigen Verhaltensänderungen vorge­

namen. die kein Staat mit Ge- und VerlJoten im erforderlichen Unfang bewirken 

kfunte. 

Okologische Zielsetzungen und Inhalte des U1loeltschutzes sind in den Unterricht 

der Schulen aufztmehnen. Die U1loelt.freundlichkeit Val Produkten ist in den Vor­

dergrund zu stellen. Staatliche Stellen müssen durch vort>ildliches U1loeltverlJal­

ten zun Bewußtseinswandel beitragen. Vor jeder die Natur betreffenden Verwal­
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tungsentscheidung ist derenU1loeltvert.räglichkeit zu prüfen. ~ U1loeltschutz 

ist außerden durch europäische ZU8amenartJeit zu sichern. 

Die U1loeltzerstörung IIUß auch durch eine ökologisch und sozial verpflichtete 

Markt:w:irtschaft bekämpft werden. 

GruOOsatz für das Wirtschaften der ZUkunft lIUlj3 sein, die U1loelt nicht über die 

Grenze der natürlichen RegeneratiaJsfähigkeit zu beeinträchtigen oder diese zu­

IIIinlEst durch direkte KaIp:msati.cDsmaßnahIIen wi.ederherzustellen. U1loeltgliter wie 

reine ll.lft. sauberes Wasser, gesunder Boden und unzerstörte limdschaft sind als 

knawe GUter zu betrachten. Thre Nutzung lIUlj3 in unseren Wirtschaftssystan zun 

Kostenfaktor werden. 

Strenge staatliche U1loeltvorschriften und ihre ka1sequente Überwachung sind an­

gesichts der großen U1loelt.siiOOen in unseren Land unerläßlich. Der Staat darf 

sich nicht länger als UI!I'cl.tpolitisches J\li:lruchunteinehiren verstehen. 't.er gegen 

U1loeltvorschriften verstößt. lEr RautlJau an den natürlichen 1ebensgrundlage 

betre:i.bt. lIUlj3 bestraft werden. Das gilt für staatliche ebenso wie für private 

Untemehnen. 

Van Staat müssen Richboerte für den SChutz der U1loelt im voraus bestinmt und 

stufEDEise als Zielvorgahe für die ooOEndigen MaßnahIIen und Entwicklungen 

festgesetzt werden. Die zur Einhaltung der Grenzwerte erforderlichen Maßnalmen 

und technische Entwicklungen sind durch steuerliche Anreize zu förden1.~­

trale Ii>sungen Val U1loelt:prd>leiEn ist der Vorzug zu geben, sofern sie ökolo­

gisch wirksaner und w:irtschaftlich vertretbar sind. 

Aber der Staat allein karm einen schanenden ~ mit der U1loelt nicht sicher­

stellen. Auch die Bürger müssen aktiv an der Erhaltung der natürlichen lebens­

gnmdlagen mitarbeiten. 

Der UIw:!ltschutz braucht <Esbalb Marktwirtschaft. Unsere UIw:!ltpolitik bietet zu 

\'oenig ökaJanische Anreize. pfleglich und sparsam mit der Natur umzugehen. rmru 
gehören I«nsequente AnIoendung Val Verursacheq)rinzip und vorsorgegrundsatz scwie 

neue markt:wirtscha:ftliche InstrunEnte wie z.B. Krnpensati.cl'lslÖ8ungen. Branchen­

al>kamEn oder bestinmte FOIIlEIl Val Emissioosabgaben. 
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Die technische 'lEiterentwicklury nuß in den Dienst des tbeltschutzes gestellt 

werden. 

Tedmische Entwicklungen haben viele UiNlltprOO1.are geschaffen. Aber Illlr mit 

technischer 'lEiterentwicklung werden wir sie lOsen kämen urrl zugleich reue Ar­

beitsplätze schaffen. 

Verant:w:>rt.ungsbewt angewarrlt, bietet die Gen- urrl Biot.eclmik eine reue Chaoce 

für lmEltfreundliche urrl rohstoffschrnende ProduktiCDSVer'fahren. Sie zeigt reue 

'lEge für Schadstoffverringerung, -aufbereitung urrl -alDau auf. 

\\er auf den t:ec:hnisc:ren Fortschritt verzichten will, schadet dem UiNlltschutz. 

Eine llDderne Forschungs- urrl Technologiepolitik ist Voraussetzung für den Schutz 

unserer natürlichen Lebensgrundlage. Sie III.$ den Transfer val Forschungsergeb­

nissen verbessern., für verantw::>rtliche BeIiicksi.chtigung der Folgen urrl ökologi­

sdEn Risiken technischer Entwicklungen sorgen sarde die Entwicklung lmElt­

freundlicher Techniken vorantreiben. 

3. DER ElNZE[NE UND SEINE TATIGKEITEN 

Die neuen Techniken müssen das starre Arbeitsleben ül:lerwinden helfen, damit der 

einzelne EnoleIDstätigkeit, EiQeIl1ei.stunq, soziales EngagalEnt urrl Zeiten der 

Muße stärker nach seinen eigenen Wünschen gestalten kann. 

Neue Kamumikatioos- urrl Produktioost:.echni.ken bieten Chancen zu !!Ehr Kreativität 

urrl selbstbestimnung im Arbeitsleben urrl damit für sinnvolle Tätigkeiten. Vor­

aussetzung ist aber, daß sie !!Ehr als bisher auf die iImviduellen Fähigkeiten 

des Arbeitenden abgestellt werden. 

Die damit verbundene M5glichkei.t eines iImviduellen Zusdmitts der Arbeit soll 

eine partum;chaftliche Aufteilung der Aufgaben in Ben1f urrl Familie erleich­

tern. sozial- urrl arbeitsrechtliche Vorschriften dürfen Teilzeitarbei.t nicht 

erschweren. Wir fordern den Ausbau der Mitwirkungsrechte, un der neuen Arbeits­

organisatien Rechnung zu tragen. Aber auch :insgescm; III.$ die Mitbestimnung ver­

bessert werden. UnabhfuJgige, frei gewillilte GelErkschaften müssen die Interessen 

- 10 ­

- 10 ­

der Beschäftigten im Betrieb wahInehnen urrl nicht als Sprac:hrdrr oder Transmis­

sioosriaren des Staates oder einer Partei dienen. ~ Bürger will auch als Ar­

beitrJehner sein leben mitgestalten und auf betriebliche Entscheidungsprozesse 

Einfluß nel1IIen. Wirtschaftliche Mitbeteiligung und Ve:rnilgensbildu soll die 

Veranblorturlg und UnabhfuJgigkeit des Einzelnen zusätzlich stärken. 

Beim Obergang val der sozialistiBchen plimwirtschaft zur sozialen Marktwirt­

schaft ist es unaUS\'eichlich, daß aus der bisher verdeckten Arbeitslosigkeit 

eine sichtbare Arbeitslosigkeit wird urrl anstelle des Gehaltes beziehungsweise 

Idmes d1ne entsprechende Leistung eine Arbeitslosemmterstützung tritt. 

Arbeitslosigkeit bedrd1t jErlJch die Freiheit des einzelnen urrl die dBIDkrati.sche 

urrl soziale Stabilität. Sie nuß durch koosequente marktwirtschaftliche Politik 

bekä!pft werden. 

Die Oberwindung der Arbeitslosigkeit ist nicht allein ein iImviduelles Prd:>1em 

der Arbeitslosen, saJdern ein Prcblan der gesamten Gesellschaft. Das Zl1saImenge­

oorigkeits- urrl Veranblort:ungsgefühl val Arbeitsplatzbesitzenden und Arbeits1fr­

sen ist gefordert. Zur LinErung der Arbeitslosigkeit sind verschiedene Maßnah­

nen notw:mdig. Die Arbeitslosigkeit kann dauerhaft. Illlr in einer marktwirtschaft­

lichen Ordnung überwunden werden. In der Marktwirtschaft entfalten sich die d,y­

nani.schen Kräfte der <;esel 1schaft am wirkungsvollsten. IOOividuelle Freiheit urrl 

w.i..rtschaftlicher Fortschritt werden so glei.chennaßen verwirklicht. 

Durch eine loEitere VertJesserung der lnveStit.i.a1sbedingun, insbesaxEre für 

private Unternehner, III.$ die \tEt~- urrl Inrxwatioosfähigkeit der Wirt­

schaft gestärkt urrl der Markt zun Maßstab wi.rt:schaftlic Entschei.dungen ~ 

den. Dazu müssen wir die SUbllenticnen zuriick:fiihren, bisher von Staat vorgename-­

ne w.i..rtschaftli Tätigkeiten privatisieren und generell die Bürokratie eindiD­

nen. Leistung III.$ sich ldmen. Glte Arbeit III.$ gutes Geld einbringen. 

Eine innovative Mittelstandspolitik muß reue ~tsplätze in kleinen urrl mitt­

leren privaten Unt:ernel'Iren schaffen. ~ \tEg in die selbständigkeit nuß erleich­

tert werden. 

Unsere <;esel 1schaft gibt dem einzelnen unso!!Ehr Freiraun, je vielfältiger sie 

ist, je unatlJängiger die Entschei.dungszentren siro, je !!Ehr Mittel- urrl Kl.e:inbe­
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triebe und selbständige Existenzen es gibt. Gerade die kleinen und mittleren 

Un~ in lIarKWrrk, Industrie und HarxEl sa.ri.e die in freien Berufen 'lati­

gen lJeI...eisen Bereitschaft zu Innovation und zum Risiko und schaffen viele neue 

Arbeitsplatze . 

Zur Sicherung \'ett:!:JB..erbsfahiger Strukturen in der Wirtschaft 111ÜSsen KaJzentra­

tionsprozesse, die den einzelnen in seiner Existenz bedrohen, vermieden \Erden. 

Eine liberale Mittelst:andsIx>litik ist auf die Verneidung val 'lEttl:Jewert>snachtei­

len für kleine und mittlere Un~ bedacht. Die Großindustrie darf nicht 

bevorzugt, alle wirtschaftlich 'latigen sollen gleichbebandelt \Erden. 

Wir fordern eine grundlegende Erneuerung des leistungsfeindlieben Steuerrechts 

und nehr Existenzgründungshifen. 

~ technische Fortschritt, eine längere LebenserWartung und kürzere Arbeitszeit 

erfordern die Qberwindung der strikten Trennung der I.ebensabschnitte in Ausbil­

dung, Arbeitsleben und Ruhestand. 

~ Strukturwandel karm nur mit der Bereitschaft zu lebenslanger 'lEitert>ildung 

innerhalb des Berufs, durch Unschu1ung- und M:i>ilität bei der Arbeitsplatzwahl 

bewilltigt \Erden. TeilzeitartJeit und artJeitsfreie Jahre schaffen die Vorausset­

zung dafür. nn Beruf wie in zeiten der Arbeitslosigkeit rrUssen 'lEitert>ildungsan­

gebote gerade für zuktmftstrachtige 'latigkeiten verstarkt \Erden. 

4. DER EJ:NZEU,IE UND SElN SOZIALES lJ!olFELD 

Freiheit bedarf einer sozialen Grundversicherung. Wir bekennen uns zur gerein­

schaftlieben Sicherung gegen individuelle Not. ~ aocnyne, allumfasserrle Ver­

sorgungsstaat aber lahmt die eigene Initiative und Bereitschaft, für sich und 

andere Verant:w:>rtung zu tragen. Wir \\Ollen deshalb nehr Freiraum für Eigenvor­

sorge und Eigenverant:w:>rtung'., selbstbeteiligung- und Star~ des Versicherung-s­

prinzips schaffen. Durch Beitrage finanzierte soI.cre Sicherung verdient Vertrau­

ensschutz. 

Die Angleichung des Niveaus an das des Gesundheits- und SOzial\'esenS der Bu:ndes­

rep.Jblik. Deutschland stellt eine vordringliche Aufgabe dar, da davcn das \tk:iillJe-­
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finden des einzelnen \'esentlich beeintlußt wird. Bei der Prd>.latatik der Pflege­

falle und Altenbetreuung sind neben staatlichen Maßnal1IIen auch Privatinitiativen 

zu fördern. 

Praktische SOlidarität, Mi1:lJEnschlichkeit und freiwillige soziale Dienste 111ÜSsen 

- neben drnl Ausbau antJulanter professioneller Dienste - nehr Bedeutung erlangen. 

Mit nehr nachbarschaftlicher .porge für altere und kranke . Mitbürger, selbsthil­

fegruppen, Arbeiten in den 'ltbhnquartieren zur VertJesserong der Lebensbedingung 

und der UtIElt können wir das U!ben aller, auch der ausl.iindischen Mitbürger, 

IIEIlSChlicher und freier gestalten als es durch staatliche Maßnal1IIen allein je 

niJglich sein wird. Staatliche Unterstüt.zungsnaßnahne haben niJglichst darauf 

abzuzielen, sozial Abhängige wieder zur selbständigkeit zuriJckzuDThren. 

Die freie Entscheidung des einzelnen für die Ehe oder andere FOnIErl des zuscm­
nenlebens llUlß ertJalten bleiben. Die Benachteiligung VI:Il Familien mit K:indenl ist 

abzubauen, die volle Gleichberechtigung val Mann und Frau ist zu veOO.rklichen. 

Zu einer echten Partnerschaft gehört, daß Manner und Frauen die Aufgaben in Fa­

milie und Beruf besser als bisher miteinander teilen. FlexibilisierurJ val Ar­

beits-, Einkaufs- und Behördenzeiten sa.ri.e ganztägig geöffnete Schulen mit Frei­

zeit:angeboten und die Förderung privater Kinderbetreuungseinrichtungen sollen 

dies erleichtern. 

Die Entscheidung für Kinder darf nicht zu einer drastischen Verschlechterung- der 

materiellen Lebensbedingung führen. 

Darüber hinaus \\Ollen wir die gesellschaft.li Anerkennung für andere FOnIErl 

des ZusaIIIIEIl1ebens. BestereOOe rechtliche Diskriminierungen sind abzubauen. 

nn Hinblick. auf den europilischen Arbeitsnarkt VI:Il nm-gen müssen Jungen und MOO-­

eben sdx:n in den allgereinbi.l.dend Schulen starker mit F'raIrlsprachen und den 

neuen Technologien vertraut ganacht \Erden. 

Eine gerechte Altersversorgung in Renten lIIll/3 für alle BevöJ.kerungsschichten ge­

sichert \Erden. Die durch die derzeitige Gesell schaft stark benachteiligten Kin­

destrentner rrUssen \'esentliche Besserstellung- erfahren. 

~ altere l'oBlsch soll eigenverant:w:>rtlich und selbständig am gesellschaft.li 
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Leben t:eillamen. Eigene InitiatiV5l und gereinschaftliche selbsthilfe nüssen 

gefördert \'Erden. Für ein aktives. geistig reges und erffilltes Alter müssen die 

Bildungse:inrichtungen den älteren J'IEnSchen offensteren und llEhr WJglichkeiten 

für das Engage!lent in Wohnquartier und GaIe:inde geschaffen \'Erden. 

5. DER EINZErNE. DER SrAKJ' {IID DIE ~OOEN 

Wir wollen weniger staat und weniger Bürokratie durch Dezentralisierung. Priva­

tisierung. lI1:bau VI:n Reg1eIentierungen und Stärkung cEr Rechte cEr Bürger. 

Der da!nkratische Rechtsstaat sichert die FreilJeit des e:inzelren. Jede staatli­

che Einschränkung cEr FreilJeit bedarf cEr Begründung. 

Aufgabe des Staates ist für Liberale die FreilJeitssicherung, vor all.an die Si­

cherung cEr df!IDkratischen Regeln. cEr OJaocengleichheit für alle. des Friedens 

und cEr inneren Ordnung. Er llllß die soziale GruOOsicherung derjenigen erniJgli ­

eben. die sich \Eder allein rxx::h ganeinschaftlic helfen kämen. Andere Aufgaben 

sind auf den Bürger und private Qrganisatiooen zu übertragen. 

In cEr Wirtschaft hat cEr Staat primär den ord!n.IngsIX>litischen Ratmen für die 

marktwirtschaftlichen, dezentralen Abläufe zu sicben1. Staatliche Wirtschaft.st.ä­

tigkeit. die nicht mit lJc:tEtlichen Aufgaben begründet \'Erden kann. ist zu pri ­

vatisieren. Wirtschaftsförderungen des Staates sind krnsequent VI:n indirekten 

Steuervergiinstigungen auf direkte Finanzhilfen unzustellen. Für Liberale gilt: 

nicht der Staat, SOlldern der Markt entscheidet dariiber, wer was wo zu \oElchan 

zeitpunkt und zu \oElchan Preis prodiziert oder kauft. 

Alle vorhandenen und künftigen Gesetze. Verordnungen und Vezwal~rschriften 

sind darauf zu pIÜfen, ci> sie unbedingt ooUEndig, einfach aIlioleOObar und leicht 

verstärrllich sind. 

Die MiDiirkungsrec:hte des einzelnen in seiner direkten UIgebung müssen eneitert 

\'Erden. 

Unsere F'onErung nach weniger Staat und llEhr Verantx>rt:un;J des einzelnen llllß ein 

Ausbau cEr Infonnaticns- und MiDiirkungsrechte des einzelnen entsprechen. A1rll 
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deshalb fordern wir die kamIllnale selbstverwaltung. 

Viele J'IEnSchen brauchen die Zusannenarbeit mit arreren, um sich gegen Stärkere 

in Wirtschaft und Gesellschaft behaupten zu kämen. Wir begrüßen selbsthilfeg­

~, das wachsende Engage!lent in Bürgerinitiativen. berufsständi.scren SOfli.e 

sozialen Qrganisationen und wünschen die offene Leistungskookurrenz der vert>än­

de. 

Wir brauchen klare. für alle Beteiligten vert>indliche Regeln für ArtJeit.skäJpfe, 

w:mn niJglich durch freiwillige Vereinbarungen, andernfalls durch Gesetz. Ein 

~ Verhaltenskodex kann zum lI1:bau VI:n E:i.nschüchterung, Gewalttätigkeit 

und Machtroiß1)rauch. :insbescDdere bei ArtJeitsl«nllikten, beitragen. 

Eine parlanEntarisches System erfordert ~ Gl.aulw1rdigkeit der politischen 

Parteien. InsbescXJdere stehen die Politiker in der VercmOOrtung. sich durch 

Obereinstinmung zwi.schPn :ilrran Anspruch und :ilrran Handeln glatll:Hirdig darzustel­

len. 

Parteien brauchen praktizierte innere D6I0kra.tie, offene und kritische Diskussi­

on unterschiedlicher Mililungen und Angebote zur MiDiirkung. 

Unser Bekenntnis zur Leist:ungsgesellsch ist ~ ~ an den Parte:ibuch­

staat. Die F.D.P. ist die Partei des ParlanEntari.slmJs. Die ausschließliche Ver­

antlooortung des Abgeordneten gegenüber seinen Gewissen darf \Eder durch das :iltpe­

rative Mandat rxx::h durch parlarentarische Rituale gefährdet werden. Die innere 

und äußere UnatiJängigkeit llllß zum leitbild aller Abgeordneten werden. 

So wollen wir das Vertrauen l.UlSerer Bürger, gerade aoch der JugeOOlichen, in 

~ f:re:ireitliche da!nkratische Ordnung und ihre pOlitische Mit:w.iIkung stärken 

und llEhr FreilJeit für den einzelnen verwirklichen. 

An den F.D.P.-Vorsitzenden Herrn Dr. Bruno Menzel 
Ebertallee 97, 4500 Dessau . 

o Ich bin an weiterem Informationsmaterial der F.D.P. interessiert. 

o Ich möchte Mitglied werden.
 

D Ich möchte ein persönliches Gespräch mit einem F.D.P.-Vertreter.
 

D Bitte senden Sie Informationsmaterial an die beigefügten Adressen (Liste liegt bei).
 

Vorname, Name: 

Straße: 

Post leitzahl/Wohno rt: ,.
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